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Kreisstadt Siegburg           Anlage A 

      
Gremium: Planungsausschuss  
Sitzung am:  29.09.2022 
 
 

 

Bebauungsplan Nr. 25/1 
Plangebiet: Bereich nördlich der Straße Am Tannenhof im Siegburger Stadtteil Stallberg 

• Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen 

• Beschluss zur Durchführung der öffentlichen Auslegung 

 

 
Eingegangene Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag der Stadtverwaltung  
 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden, wurden die 
eingegangenen Schreiben ausgewertet. 
 
1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. 
 
1.1.1 Privatperson A – Johannesstraße, Siegburg 

 
1.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen: 
 
1.2.1 Untere Denkmalbehörde der Stadt Siegburg 
1.2.2 Rhein-Sieg-Netz GmbH 
1.2.3 RSAG AöR 
1.2.4 Flughafen Köln Bonn  
1.2.5 Umweltamt der Stadt Siegburg 
1.2.6 Wald und Holz NRW – Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft 
1.2.7 Rhein-Sieg-Kreis/ Amt für Umwelt- und Naturschutz 
1.2.8 LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

 
 

Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.  
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1.1.1 Privatpersonen A – Johannesstraße mit E-Mail Schreiben vom 31.03.2022 
 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anzahl von Wohneinheiten wird im Plangebiet auf max. 4 unter Berücksichtigung der dafür 
mindestens benötigten Mindestgrundstücksgröße beschränkt. Aus Sicht der Stadtverwaltung wird somit 
ein verträgliches Maß zu Steuerung der versiegelten Flächen durch Bauvorhaben erzielt. 
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1.2.1 Untere Denkmalbehörde der Stadt Siegburg mit E-Mail Schreiben vom 01.03.2022 
 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Hinweis der Unteren Denkmalbehörde wird gemäß o.a. Wortlaut in den Textteil des 
Bebauungsplanes aufgenommen. 
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1.2.2 Rhein-Sieg-Netz GmbH mit E-Mail Schreiben vom 02.03.2022 
 

 
 

 
Leistungsauskunft Wasser 
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Leistungsauskunft Gas 
 

 
Leistungsauskunft Elektro 
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Leistungsauskunft Beleuchtung 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise werden im Textteil des Bebauungsplanes unter „Versorgungsleitungen“ aufgenommen 
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1.2.3 RSAG AöR mit E-Mail Schreiben vom 07.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise werden im Textteil des Bebauungsplanes unter „Abfallwirtschaft“ aufgenommen 
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1.2.4 Flughafen Köln Bonn mit E-Mail Schreiben vom 11.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Unter Punkt 1 der Stellungnahme wird bereits darauf hingewiesen:  
Gemäß § 5 FluLärmG Abs. 3 Nr. 5 und 6 gilt das Verbot nach Abs. 2 (In der Tag-Schutzzone 1 und in 
der Nacht-Schutzzone dürfen Wohnungen nicht errichtet werden.) nicht für die Errichtung von 
„Wohnungen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 des Baugesetzbuchs“ und 
„Wohnungen im Geltungsbereich eines nach der Festsetzung des Lärmschutzbereichs bekannt 
gemachten Bebauungsplans, wenn dieser der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung oder dem 
Umbau von vorhandenen Ortsteilen mit Wohnbebauung dient.“ 
Das Plangebiet befindet sich in einem bereits vorhandenen größeren Wohngebiet mit bestehenden Ein- 
und Mehrfamilienhäusern. Damit entspricht die Art der baulichen Nutzung des Plangebiets inhaltlich 
dem eines reinen/allgemeinen Wohngebietes. 
Der Bebauungsplan Nr. 25/1 soll als „einfacher Bebauungsplan“ im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB 
aufgestellt werden. Ein einfacher Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 3 BauGB verzichtet in seinen 
Festsetzungen auf mindestens eine Angabe der nachfolgenden vier Kriterien, die einen qualifizierten 
Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB ausmachen: die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubare Grundstücksfläche und die örtliche Verkehrsfläche. Der einfache Bebauungsplan regelt 
die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben nicht abschließend, sodass weiterhin die 
Zulässigkeit von Bauvorhaben nach §34 BauGB zu beurteilen ist.  
 
Zur Vermeidung zukünftiger Nutzungskonflikte (Punkt 2 der Stellungnahme), hinsichtlich des 
Lärmschutzbereiches und der betroffenen Bauverbote von Krankenhäusern, Altenheimen, 
Erholungsheimen und ähnlichen in gleichem Maße schutzbedürftigen Einrichtungen gem. § 5 FluLärmG 
Abs. 1 wird ein entsprechender Hinweis im Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen: 
 

Gemäß § 5 des Fluglärmgesetzes (FluLärmG) dürfen innerhalb eines Lärmschutzbereiches 
schutzwürdige Nutzungen wie Krankenhäuser, Altenheime, Erholungsheime und ähnliche in 
gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen nicht errichtet werden 

 
Die Anregungen zum passiven Lärmschutz (Punkt 3.2 der Stellungnahme) werden in den Textteil des 
Bebauungsplanes und gem. der beispielhaften Formulierung in der Stellungnahme unter „Hinweise“ 
aufgenommen. 
 

1.6 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
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1.6.1 Es sind passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend der maßgeblichen 

Außenlärmpegel nach DIN 4109-1:2018-01 (Schallschutz im Hochbau) an den 
Außenbauteilen von schutzbedürftigen Räumen zu treffen. 

 
Der Hinweis gem. 3.3 der Stellungnahme wird im gleichen Wortlaut im Textteil des Bebauungsplanes 
als Hinweis aufgenommen. 
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1.2.5 Umweltamt der Stadt Siegburg mit E-Mail Schreiben vom 22.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Der Hinweis wird in die textlichen Festsetzungen unter „Starkregenereignisse“ wie folgt aufgenommen: 
 
 
Um Starkregenereignissen zu begegnen, sollen Flächen möglichst wenig versiegelt werden. Bei 
Bebauung von Grundstücken ist Sorge zu tragen, dass ausreichend Versickerungs- oder 
Abflussmöglichkeiten bestehen. Der Einsatz von Dachbegrünung wird befürwortet.  
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1.2.6 Wald und Holz NRW – Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft mit E-Mail Schreiben vom 
29.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die in der Stellungnahme genannten Flurstücke 2956, 4575 und 1422 befinden sich nicht im 
städtischen, sondern privaten Eigentum, deshalb werden in der Planzeichnung die o.g. Flurstücke 2956, 
4575 und 1422 durch die Darstellung als „Fläche für Wald“ gekennzeichnet. Der Hinweis wird im Textteil 
des Bebauungsplanes unter „Waldumwandlung“ wie folgt aufgenommen: 
 
Der Landesbetrieb Wald und Holz NRW hat die Parzellen Gemarkung Wolsdorf, Flur 2, Flurstück 2956 
und 4575 aufgrund ihrer aktuellen Alters- und Bestandstruktur sowie der vorhandenen Kraut- und 
Strauchschicht mit einem Flächenumfang von ca. 1.100 m² als Wald gemäß § 1 LFoG NRW 
(Landesforstgesetz) i.V. mit § 2 Abs. 1 BWaldG (Bundeswaldgesetz) beurteilt. Das ebenfalls betroffene, 
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angrenzende Flurstück 1422 hat zum jetzigen Zeitpunkt durch die Anlage von Rasen unter 
bestehendem Eichenaltholz einen Parkcharakter, jedoch deuten die Alteichen auf einen ehemaligen 
Waldbestand mit ca. 900 m² Fläche hin. In Summe sind etwa 2.000 m² Waldfläche betroffen. 
Ein Antrag auf Waldumwandlung der in Anspruch genommenen Waldflächen ist durch den Eigentümer 
beim Landesbetrieb Wald und Holz NRW zu stellen. Bei Inanspruchnahme der Waldflächen ist eine 
Ersatzaufforstung – möglichst innerhalb des Gemeindegebietes - in einem Flächenverhältnis von 
mindestens 1 zu 1 auszugleichen. 
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1.2.7 Rhein-Sieg-Kreis/ Amt für Umwelt- und Naturschutz mit E-Mail Schreiben vom 29.03.2022 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Abfallwirtschaft:  
 
Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
Artenschutz: 
 
Zur Abklärung einer möglichen Betroffenheit geschützter Arten wurde eine artenschutzrechtliche 
Prüfung Stufe I durchgeführt.  
Der Gutachter Herr Dr. Olaf Denz ist zu dem Ergebnis gekommen, dass für vier Fledermaus- 
(Wasserfledermaus, Großes Mausohr, Abendsegler und Zwergfledermaus) und zwei Vogelarten (Girlitz, 
Bluthänfling) von insgesamt 37 untersuchten planungsrelevanten Arten das Plangebiet als 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte in Frage kommt. In den meisten Fällen sind keine entsprechend 
geeigneten Habitatstrukturen vorhanden oder es besteht „nur“ eine potenzielle Betroffenheit des 
Nahrungslebensraumes, allerdings ohne, dass diesem eine essenzielle artspezifische Bedeutung 
zuzuordnen wäre.  

Nach dem aktuellen Kenntnisstand sind damit für die meisten planungsrelevanten Arten keine 

Vermeidungsmaßnahmen zur Verhinderung des Eintritts von Verbotstatbeständen des § 44 BNatSchG 

notwendig. Dennoch gilt weiterhin zur Vermeidung der Verletzung, Tötung und Störung von Brutvögeln, 

dass eine Baufeldfreimachung oder Gehölze abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu 

beseitigen während der allgemeinen Brutzeit zwischen 01.03. und 30.09. eines jeden Jahres 

grundsätzlich untersagt ist. 
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Der Gutachter empfiehlt zum ersten Laubfall bzw. zu Beginn der Brutzeit eine Artenschutzprüfung Stufe 
II durchzuführen, um das Vorkommen der o.g. planungsrelevanten Arten (vier Fledermausarten und 
zwei Vogelarten) im Plangebiet auszuschließen. 

Da zum jetzigen Zeitpunkt nicht abzuschätzen ist, wann eine Baureifmachung von einzelnen 

Grundstücken erfolgen soll, auch vor dem Hintergrund einer möglichen Waldumwandlung auf den 

Flurstücken 2956, 4575 und 1422 und eine Artenschutzprüfung spätestens nach 7 Jahren erneut 

durchgeführt werden müsste, wird die Artenschutzprüfung Stufe II auf das Genehmigungsverfahren 

verlagert. Im Rahmen eines Bauantrages ist nachzuweisen, dass eine Betroffenheit der vorgenannten 

Arten im Plangebiet nicht vorliegt. Nach Einschätzung des Gutachters können bei einer Betroffenheit 

der vorgenannten im Plangebiet potenziell vorkommenden planungsrelevanten Arten wirksame 

Vermeidungs- bzw. Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden. 
 

Einzelheiten können dem Fachbeitrag „Artenschutz“ (Stufe I), aufgestellt im Juli 2022, entnommen 

werden, der der Bebauungsplanbegründung als Anlage beiliegt. 
 
Vogelschlag an Gebäuden: 
 
Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
Lichtemissionen: 
 
Der Hinweis zur notwendigen Beleuchtung des privaten Raumes wird in den Textteil des 
Bebauungsplanes aufgenommen. Im öffentlichen Raum in der Straße „Am Tannenhof“ befindet sich 
bereits eine einseitige Straßenbeleuchtung im Abstand von ca. 65 - 85 m zueinander. Weitere 
straßenbegleitende Beleuchtung ist derzeit nicht vorgesehen. Der Hinweis wird dennoch aufgenommen. 
 
Anpassung an den Klimawandel: 
 
Der Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplanes wie folgt aufgenommen: 
 

2.2 Gestaltung der Vorgärten (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 
 
2.2.1 Vorgärten (Definition unter 2.2.2) entlang der öffentlichen und privaten Verkehrsflächen 

sind zu begrünen, mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten. 
Davon ausgenommen sind die notwendigen Zuwegungen, Zufahrten, nicht 
überdachten Stellplätze und Müllunterbringungen. Befestigte Flächen dürfen insgesamt 
50% der Vorgartenfläche nicht überschreiten. 
 

2.2.2 Vorgärten sind die unbebauten Flächen der Baugrundstücke zwischen der 
Straßenbegrenzungslinie oder des Privatweges und der Haupterschließungsseite, die 
für die Ermittlung der Fläche bis zur seitlichen Grundstücksgrenze zu verlängern sind.  

 
2.2.3 Standplätze für Mülltonnen und Müllbehälter im Vorgartenbereich sind durch 

Einhausung und/ oder Umpflanzung der Sicht zu entziehen. 

 
2.2.4 Befestigte Flächen sind lediglich zulässig, soweit sie als notwendige Geh-, Stell- und 

Fahrtflächen dienen und sich in ihrer Ausdehnung auf das für eine übliche Benutzung 
angemessene Maß beschränken.  

 
Erneuerbare Energien: 
 
Da es sich hierbei um einen sog. Angebotsbebauungsplan handelt, kann die Stadtverwaltung nur 
bedingt Einfluss auf die Nutzung von erneuerbaren Energien nehmen. Dennoch wird der Hinweis in den 
Textteil des Bebauungsplanes wie folgt aufgenommen: 
 
Nach Auskunft des Solardachkatasters des Rhein-Sieg-Kreises besitzt das Plangebiet ein 
solarenergetisches Flächenpotential bei Solarthermie von 4021 bis 4080 kWh/m²/a und bei Photovoltaik 
von 1006-1021 kWh/m²/a. Damit ist das Gebiet geeignet, die Sonne als Energieträger einzusetzen. Im 
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Geltungsbereich des Bebauungsplanes soll eine klima- und umweltschonende Stadtentwicklung 
realisiert werden, indem erneuerbare Energien genutzt werden sowie mit Energie- und Wasservorräten 
schonend umgegangen wird. Zu diesem Zweck ist der Einsatz erneuerbarer Energien der Nutzung 
nicht-regenerativer Energien vorzuziehen. 
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1.2.8 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland mit E-Mail Schreiben vom 13.04.2022 
 

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Der Hinweis zum Bodendenkmal wird im Textteil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 


